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	Drogen- bzw. Alkoholmissbrauch und seelischer und körperlicher Gewalt


(Stand 11/2007)
	Vorbemerkungen



	Drogen- bzw. Alkoholmissbrauch
Missbrauch von Drogen oder süchtiges Verhalten führt zu gesundheitlichen und sozialen Beeinträchtigungen, die sich in allen Lebensbereichen, auch in der Schule, negativ auswirken. 

Zur Alkohol-, Medikamenten- und Nikotinsucht sowie zur Abhängigkeit von illegalen Drogen kommen suchtmittelunabhängige Formen wie z.B. Spielsucht hinzu. Alkohol ist jedoch die am stärksten missbrauchte Droge und muss daher im Mittelpunkt von Suchtprävention und Suchthilfe stehen.

Suchtprävention und Suchthilfe sind eine kontinuierliche Aufgabe auch der Schule.

Die Besonderheiten des Schullebens bringen es mit sich, dass ein den Suchtmittelmissbrauch verschleierndes Verhalten die Regel ist. Die Betroffenen neigen zur Verheimlichung, Verleugnung und Bagatellisierung süchtigen Verhaltens. Mitschüler und Mitschülerinnen stützen dieses Verhalten aus mangelnder Einsicht, falsch verstandener Solidarität und Hilfsbereitschaft (Co-Alkoholismus), zur Wahrung des sozialen Friedens oder zum Schutz des guten Rufes der Schule. Wenn die Auffälligkeiten unübersehbar geworden sind, neigen die Mitbetroffenen einschließlich der Lehrkräfte dagegen zu unangemessener Härte und/oder zur Verschleppung des Problems.

Ein akuter Fall darf sich durch Überreaktion nicht zu einer Krise entwickeln, denn der Lehrkraft bleibt immer genügend Spielraum für angemessene pädagogische Entscheidungen. 

Unangemessene Überreaktionen sind

- sofort die Polizei einschalten,

- in Panik die Eltern zu benachrichtigen,

- sofort eine Konferenz einzuberufen,

- selbständig kriminalistische Ermittlungen
  vorzunehmen.

Stattdessen soll die Lehrkraft die Ruhe bewahren und sich nicht von den eigenen Ängsten und Unsicherheiten zu unbedachtem Handeln hinreißen lassen oder der Situation durch Nichtstun ausweichen. Die Betroffenheit und Ratlosigkeit der Lehrkraft sind verständlich und für ein gutes Gespräch eher förderlich.
	Seelische und körperliche Gewalt
Die Verantwortung der Schule für ihre Schülerinnen und Schüler umfasst auch die Gewährleistung größtmöglicher Sicherheit und den Schutz vor Gewalt.

In unserem Schulprogramm ist dieser Grundgedanke wie folgt formuliert: „Konfliktlösungen: Wo Menschen in einer sozialen Organisation zusammen leben und arbeiten, gibt es Konflikte. Alle Beteiligten sehen es als ihre Verpflichtung an, auftretende Konflikte sachlich und gewaltfrei zu lösen. Als Moderatoren für Konfliktgespräche stehen grundsätzlich alle geeigneten Schulangehörigen zur Verfügung, insbesondere jedoch die Mitglieder des professionellen Beratungsteams unserer Schule (Beratungslehrer, Sozialpädagogin)“.

Grundsätze

Über folgende Grundsätze sind sich alle Schulangehörigen einig:

1. Gewalt als Mittel der Auseinandersetzung wird an unserer Schule – entsprechend dem Schulprogramm – nicht geduldet.
2. Jede Gewalttat (gegen Personen oder Sachen) muss geächtet werden.
3. Um Gewalt einzudämmen, muss auf entsprechende Vorfälle eindeutig reagiert werden.

Bei der Ahndung von Gewaltvorfällen sollten pädagogische Maßnahmen Vorrang vor Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen haben. In diesem Zusammenhang sind immer Beratungslehrer und Sozialpädagogin mit einzubeziehen. 
Neben dem Beistand für die Opfer sollte auf eine soziale Wiedergutmachung und einen Ausgleich zwischen Täter und Opfer hingewirkt werden. Ein zeitnah zum Vorfall geführtes Gespräch sollte den Vorgang abschließen.
4. In Dienstbesprechungen 

· wird das Vorgehen der Lehrkräfte bei vorliegenden Gewaltvorfällen abgestimmt,
· werden Schwerpunkte von Präventionsmaßnahmen festgelegt und

· die Lehrkräfte über auffällig gewordene Schülerinnen und Schüler informiert.
Diese Dienstbesprechungen können – je nach Notwendigkeit – für bestimmte Klassen, Schulformen bzw. Berufsschulsparten, eine Abteilung oder die ganze Schule durch die jeweils verantwortlichen einberufen werden. Beratungslehrer und / oder Sozialpädagogin sollten nach Bedarf zu den entsprechenden Tagesordnungspunkten der Dienstbesprechungen eingeladen werden.
Eine Dienstbesprechung muss auch stattfinden, wenn ein Beratungslehrer oder die Sozialpädagogin dieses aus aktuellem Anlass für notwendig hält. 
5. Schüler und Schülerinnen sollten ermutigt werden, sich in Problemlagen Lehrkräften, der Schulleitung oder einem Mitglied des Beratungsteams anzuvertrauen, ggf. auch anonym.

6. Schülerinnen und Schüler sollten ermutigt werden, sich im Themenbereich Mediation / Konfliktschlichtung fortbilden zu lassen


	Erster Schritt


	Drogen- bzw. Alkoholmissbrauch
	Seelische und körperliche Gewalt

	Bei begründetem Verdacht des Drogen- bzw. Alkoholmissbrauchs kann die Lehrkraft den Schüler/die Schülerin durch einen Eintrag in das Klassenbuch verwarnen.

Diese Verwarnung hat zur Folge, dass unverzüglich ein Gespräch zwischen dem betroffenen Schüler /der Schülerin, der Klassenleitung, einer anderen eventuell mitbetroffenen Lehrkraft und der Beratungslehrkraft geführt wird.


	Jede Gewalttat ist zu ächten, nicht jedoch die Person, die sie begeht, ihr ist zu helfen. Zur Hilfe gehören eine sachliche, konfrontierende Auseinandersetzung mit dem Geschehen und seinen Folgen (durch Gespräche und schriftliche Berichte) ohne Beschönigung ebenso wie die Anleitung zur Wiedergutmachung gegenüber Geschädigten.
Gewaltvorfälle treten in unterschiedlicher Form und Stärke auf:
· Gewaltandrohungen (mit und ohne Waffen, im Internet, in Bild und Schrift

· Körperverletzungen

· Antisemitische, fremdenfeindliche, extremistische Äußerungen jeder Art

· Äußerungen, die der grundgesetzlich garantierten Achtung der Menschenrechte entgegenstehen (z. B. sexistische)

	Das Gespräch soll folgenden Inhalt umfassen:


Benennen konkreter Fakten
            (Zeit, Ort, Vorfall);

Besorgnis ausdrücken, das die oder der Betroffene Probleme mit Suchtmitteln oder süchtigem Verhalten hat;

Hinweis auf Hilfsangebote( z. B. Einrichtungen für Suchtprävention und Suchthilfe, psychosoziale Beratungsstelle, Suchtberatung)
Aufzeigen der Erwartungen an des weitere Verhalten in der Schule;

Vereinbarung von Konsequenzen und Hinweis auf den Stufenplan 

Festlegung eines Gespräches (Rückmeldung nach ca. 4 Wochen) zwischen Schüler/Schülerin und Klassenleitung über die Entwicklung des Verhaltens.

Die Schulleitung wird über das Gespräch durch die Klassenleitung informiert.


	Vorgehen bei Gewaltvorfällen:
· Gewalthandlungen sofort beenden: Hört auf, eindeutig dazwischen gehen, Kontrahenten trennen

· Eventuelle Kollegen, Hausmeister, Schüler zu Hilfe holen, Umherstehende ins Sekretariat / zur Schulleitung schicken, um weitere Hilfe zu holen

· Möglichst genau sagen, was andere tun sollen
· Innere Fotografie der Tatsituation (Bild im Gedächtnis einfrieren), um später eine gezielte Aufarbeitung zu ermöglichen

· Wer stand wo, wer war beteiligt, wie sahen die Personen aus? Was ist mir sonst noch aufgefallen, - manchmal ermöglichen scheinbare Nebensächlichkeiten den Vorgang in seiner Dynamik zu verstehen.

· Opfer in eine geschützte Situation bringen, damit keine weitere Gefahr droht
· Es geht nicht um die Klärung der Schuldfrage!
Die Sozialpädagogin und / oder den Beratungslehrer informieren, damit sie / er weitere Maßnahmen in die Wege leiten kann
Wiedergutmachung:

In minder schweren Fällen besteht die Möglichkeit einer Wiedergutmachung, d. h. ein Wiedergutmachungsvertrag mit entsprechenden Verpflichtungen wird zwischen der Schülerin / dem Schüler und dem Schulleiter geschlossen.


	Zweiter Schritt


	Drogen- bzw. Alkoholmissbrauch
	Seelische und körperliche Gewalt

	Kommt es erneut zu suchtmittelbedingten Auffälligkeiten oder Störungen des Unterrichtes, so kann die Lehrkraft den Schüler / die Schülerin aus dem Unterricht verweisen und ggf. die Erziehungsberechtigten auffordern den Schüler / die Schülerin aus dem Unterricht abzuholen.

Weigert sich der Schüler / die Schülerin, ist die Schulleitung einzuschalten. Die Schulleitung kann den Schüler / die Schülerin zur Feststellung des Suchtmittelmissbrauchs an den Amtsarzt überweisen.

Die Verweisung hat zur Folge, dass unverzüglich ein Gespräch zwischen der Schulleitung, dem betroffenen Schüler /der Schülerin, den Erziehungsberechtigten, der Klassenleitung, einer anderen eventuell mit betroffenen Lehrkraft und der Beratungslehrkraft geführt wird.

Das Gespräch soll folgenden Inhalt umfassen:

Benennen neuer Fakten und Bezugnahme auf Datum und Inhalt des vorausgegangenen Ersten Gesprächs;

Zusammenhang mit Suchtmittelgebrauch oder süchtigem Verhalten erneut aufzeigen;

Hinweis auf Hilfsangebote( z.B. Einrichtungen für Suchtprävention und Suchthilfe, psychosoziale Beratungsstelle, Suchtberatung)

Auflage, eine Beratung aufzusuchen;

Ankündigung weiterer Konsequenzen bei Fortsetzung der Auffälligkeiten unter Hinweis auf den Stufenplan;

Das Gespräch wird schriftlich festgehalten und die Gesprächsnotiz der oder dem Betroffenen(in Kopie) übergeben. Die Einhaltung der Auflage wird von der Schulleitung kontrolliert.


	Sollte es zu wiederholten Auffälligkeiten kommen und Maßnahmen der 1. Stufe, die über die Sozialpädagogin / den Beratungslehrer in Abstimmung mit den jeweiligen Lehrkräften und der Schulleitung getroffen wurden, nicht greifen, sind weitergehende Maßnahmen in Betracht zu ziehen.
Eine Verweisung kann zur Entspannung der Gesamtsituation notwendig sein, d. h. die verursachende Schülerin / der verursachende Schüler wird von den Erziehungsberechtigten abgeholt. Die notwendigen Schritte werden über die Sozialpädagogin / den Beratungslehrer in die Wege geleitet. Die Polizei kann – falls es notwendig erscheint – ebenfalls über diesen Weg eingeschaltet werden.

Ein unverzüglich – durch den Beratungslehrer,  der Sozialpädagogin oder der Schulleitung –

anzuberaumendes Gespräch mit den Beteiligten wird schriftlich festgehalten.
Inhalt des Gespräches:

Festhalten der Fakten
Nüchtern und ohne zu moralisieren

Keine Beschönigung der Tat, sondern Ächtung

Keine Bagatellisierung, sie verhindern häufig eine ernsthafte Auseinandersetzung mit der Tat

Ankündigung weiterer Maßnahmen, die zur Klärung des Geschehens notwendig sind

Auflagen können zur Vermeidung zukünftiger Geschehnisse verhängt werden, z. B. auch durch eingeschaltete Polizeibeamte, und führen bei Nichteinhaltung zu weiteren Konsequenzen, die in dem dritten Schritt aufgeführt werden.



	Dritter Schritt


	Drogen- bzw. Alkoholmissbrauch
	Seelische und körperliche Gewalt

	Kommt es erneut zu suchtmittelbedingten Auffälligkeiten oder Störungen des Unterrichtes, und nimmt der Schüler / die Schülerin die angebotenen Hilfen nicht an oder erfüllt die Auflage nicht, ruft die Klassenleitung unverzüglich die Klassenkonferenz ein

Unter Vorsitz der Schulleitung kann die Klassenkonferenz gemäß § 61 NSchG Ordnungsmaßnahmen beschließen.

	Kommt es zu erneuten Auffälligkeiten und haben die bisher durchgeführten Schritte nicht das erwünschte Ergebnis gehabt, wird eine Klassenkonferenz durch die Klassenleitung einberufen. Unter Vorsitz der Schulleitung kann die Klassenkonferenz gemäß § 61 NSchG Ordnungsmaßnahmen beschließen.


	Ordnungsmaßnahmen gemäß § 61 NSchG sind:

1. Überweisung in eine Parallelklasse,

2. Überweisung an eine andere Schule der selben Schulform,

3. Androhung des Ausschlusses vom Unterricht bis zu drei Monaten,

4. Ausschluss vom Unterricht bis zu drei Monaten,

5. Androhung der Verweisung von allen Schulen,

6. Verweisung von allen Schulen.
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